Fachamt: Planung Vorlage-Nr.: 2018-258

Datum: 15.11.2018
Beschlussvorlage Bauvorhaben
Bauantrag: Erweiterung Gaststatte zu Vereinsheim,
Baugrundstuck: Flst.-Nr. 1126 der Gemarkung Eberbach
Beratungsfolge:
Gremium am
Bau- und Umweltausschuss 03.12.2018 offentlich

Beschlussantrag:

1.

Zu dem Antrag wird das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Baugesetzbuch (BauGB)
unter Berlcksichtigung folgender planungsrechtlicher Vorbehalte erteilt:

o Teilflachen des Treppenzuganges zu den Wohnungen in den Obergeschossen sind
als Wandscheibe auszufihren und mit einem Rankgerlst zu versehen, sh. Anlage 5.

e Beziglich der Materialsprache sowie in der Farbgebung ist eine Zasur zwischen dem
denkmalgeschitzten Objekt und dem beantragten Anbau herzustellen.

Von Seiten der Stadt Eberbach ergeht folgender Hinweis:
o Es ist der Nachweis der ausreichenden Stellflache fur Mullgefalte unter
Berticksichtigung der kiinftigen Nutzungen vorzulegen.

Die notwendige Anzahl der Kfz- Stellplatze sowie der Fahrrad-Stellplatze sind nach
Mafgabe der Baurechtsbehorde des Rhein-Neckar-Kreises nachzuweisen.

Seitens der Stadt Eberbach wird der Abschluss eines Stellplatzablésevertrages in
Aussicht gestellt.

Sachverhalt / Begriindung:

1.

2,

Planungsrechtliche Beurteilung
Das Vorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich und ist nach § 34 BauGB zu beurteilen.

Vorhaben

Beantragt ist der Anbau an das in der Liste der Kulturdenkmale eingetragene ehem.
»Gasthaus Rose" sowie eine Nutzungsanderung als Vereinsheim im Bereich des Neuen
Marktes, sh. Anlage 1-4.

So soll das kinftige Vereins- und Wohnhaus die folgenden Nutzungen erhalten:




¢ Im Untergeschoss sollen im Anbau die Lagerraume untergebracht werden. Im
Altgebaude sollen die Raume als Keller genutzt werden. Die Erschliel3ung erfolgt Gber
eine Treppe vom Erdgeschoss her.

o Im Erdgeschoss sollen der ehem. Gastraum kiinftig als Vereinsheim eingerichtet
werden. Der Zugang zum Vereinsheim soll vom Neuen Markt her erfolgen.

Im beantragten Anbau sollen eine Kiiche mit Sanitarraumen hergestellt werden und
dort die Anlieferung erfolgen. Daran schlief3t sich ein Treppenabgang an sowie ein
aullen liegender Treppenaufgang.

¢ Im 1. Obergeschoss soll im Bereich des Bestandsgebaudes ein Anbau errichtet
werden. Uber diesen sowie dem Anbau im Erdgeschoss erfolgt der Zugang zu 2
Wohnungen. Die Zugangsflache soll gleichfalls auch als Terrasse genutzt werden.

¢ Im 2. Obergeschoss (Dachgeschoss) sollen 2 Wohnungen und im dartber liegenden
Spitzboden sollen weitere 2 Appartements eingerichtet werden.

Die Erschliefung der Wohnungen uber dem Erdgeschoss liegenden Geschosse soll von
der Brickenstralle Uber eine Aulientreppe aus erfolgen.
Weiterhin sollen dort neben der Anlieferungsflache 2 Stellplatze hergestellt werden.

Die Ausflihrung des Daches des Anbaues im Erdgeschoss sowie im 1.0bergeschoss
sollen als Flachdach ausgeflihrt werden.

. Stadtebauliche Wertung

Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage ist ein Vorhaben nach § 34 Abs. 1
BauGB zulassig, wenn es sich nach Art und Mal} der baulichen Nutzung, der Bauweise
und der Grundstuicksflache, die tGberbaut werden soll, in die Eigenart der naheren
Umgebung einfligt und die ErschlieRung gesichert ist.

Die Art der baulichen Nutzung in dem Umfeld des Vorhabens ist durch Wohnnutzungen,
Gaststatten, Einzelhandel, Dienstleister sowie Arztpraxen gepragt.

Im rechtsgultigen Flachennutzungsplan der vWG Eberbach-Schénbrunn sind die Flachen
als gemischte Bauflachen dargestellt.

Das Baugrundstick mit seinem Umfeld ware damit dem Gebietstyp eines Mischgebietes
nach § 6 Baunutzungsverordnung (BauNVO) zuzuordnen.

Die beantragte Art der baulichen Nutzung entspricht somit den u.a. dort zulassigen
kulturellen, sozialen, gesundheitlichen und sportlichen Zwecken zulassigen
Nutzungsformen und ware allgemein zulassig.

Das Mal der baulichen Nutzung weist in dem bebauten Umfeld des Neuen Markt

3 Vollgeschosse (VG) auf.

Der Umbau des direkt angrenzende Wohn-und Geschaftshaus Neuer Markt 4 ist mit 4
VG (einschlie3lich Dachgeschoss) beantragt.

Sowohl der mit einem VG beantragte Anbau als auch die Bautiefe zeigen sich mit dem
stadtebaulich gewachsenen Umfeld vertraglich.

Wie bereits erwahnt, soll die ErschlieRung der Wohnungen lber eine AulRentreppe
hergestellt werden.

Aus ortsbildgestalterischen Grinden wird vorgeschlagen, Teilbereiche des
Treppenzuganges als Wandscheibe auszubilden und in diesem Bereich das
Rosenrankgerust mittels eines Pflanzklbels herzustellen, sh. Anlage 5.

Gemal dem vorgelegten Antrag wirde bei einer Ausfihrung gemaf der
Ansichtszeichnung Nord-Ost der entlang der angrenzenden Grundstlck Flst.-Nr. 1121



vorgesehene Anbau des Wohn- und Geschéaftshauses das Rosenrankgertist verdecken
und einen Schmutzwinkel ergeben.

Entsprechend wurde der Vorbehalt im Beschlussantrag formuliert.

Beantragt ist der Anbau an das denkmalgeschitzte Objekt ehem. ,Gasthauses Rose".
Hierzu wird beziglich der Materialsprache sowie in der Farbgebung angeregt, eine Zasur
zwischen dem denkmalgeschutzten Objekt und dem beantragten Anbau herzustellen.

Entsprechend wurde der Vorbehalt im Beschlussantrag formuliert.

Fir die beantragten Nutzungen wird im Antrag kein Abstellraum fur MullgefalRe
vorgesehen.

In der Vergangenheit war es aus Griinden des Orts- und Stralienbildes das Bestreben
der Verwaltung bei Neubau- bzw. Umbauvorhaben die Standflachen fur Millgefalle
innerhalb der Gebaude vorzusehen.

Entsprechend wurde der Hinweis im Beschlussantrag formuliert.

ErschlieBung des Vorhabens
Die Erschlieffung des Vorhabens soll u.a. auch von der Bruckenstral3e her erfolgen sowie
sollen dort 2 Stellplatze und eine Zufahrt zur Anlieferung hergestellt werden.

Der ortlichen StralRenverkehrsbehérde wurde der Antrag zur Stellungnahme vorgelegt,
sh Anlage 6. Die Ein bzw.- Ausfahrtssituation der Stellplatze wird kritisch gesehen. Die
Stellungnahme wird dem zustandigen Baurechtsamt zur weiteren Prifung vorgelegt.

Stellplatzablésevertrag

Das beantragte Vorhaben flihrt moglicherweise zu einem Mehrbedarf an Kfz-
Stellplatzen.

Durch das Baurechtsamt des Rhein-Neckar-Kreises wird der Nachweis der notwendigen
Kfz- Stellplatze sowie Fahrradstellplatze gepruift.

Hierzu wird der Abschluss eines Stellplatzablésevertrages mit der Stadt Eberbach in
Aussicht gestellt.
Entsprechend wurde der Beschlussantrag formuliert.

Nachbarbeteiligung
Die gemal § 55 LBO benachrichtigten Angrenzer haben bis zur Erstellung der
Beschlussvorlage zu dem beantragten Vorhaben keine Einwande erhoben.

Peter Reichert
Burgermeister

Anlage/n:
1-4: Bauantrag

5:
6:

Ortsbildgestalterischer Vorschlag Verwaltung
Stellungnahme Ortliche Stralenverkehrsbehoérde






	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

